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1. (1)In folgenden Fällen hat die Behörde auf Antrag bestimmte TSI zur Gänze oder teilweise mit Bescheid für nicht

anwendbar zu erklären:

1. 1.bei Vorhaben, die den Neubau eines Teilsystems oder eines Teiles davon oder die Erneuerung oder

Aufrüstung eines bestehenden Teilsystems oder eines Teiles davon betreffen, die sich zum Zeitpunkt des

Inkrafttretens der betreffenden TSI in einem fortgeschrittenen Entwicklungsstadium befinden oder die

Gegenstand eines in der Durchführung befindlichen Vertrages sind;

2. 2.bei Vorhaben, die die Erneuerung, Erweiterung oder Aufrüstung eines bestehenden Teilsystems, oder

eines Teiles davon betreffen, wenn die Anwendung dieser betreffenden TSI die Wirtschaftlichkeit des

Vorhabens und/oder die Vereinbarkeit mit dem Eisenbahnsystem, wie etwa in Bezug auf das

Lichtraumprofil, die Spurweite, den Gleisabstand oder die elektrische Spannung beeinträchtigen würde;

oder

3. 3.wenn die Bedingungen für eine rasche Wiederherstellung des Eisenbahnnetzes nach einem Unfall oder

einer Naturkatastrophe eine teilweise oder vollständige Anwendung der entsprechenden TSI wirtschaftlich

oder technisch nicht erlauben; in diesem Falle ist die Nichtanwendbarkeit der TSI auf den Zeitraum bis zur

Wiederherstellung des Netzes zu begrenzen.

2. (2)In den im Abs. 1 Z 1 und 2 angeführten Fällen hat die Behörde der Europäische Kommission den Antrag auf

vollständige oder teilweise Nichtanwendung der TSI zusammen mit einem Dossier zu übermitteln, in dem der

Antrag begründet wird und sie hat darin auch die Ausweichbestimmungen zu nennen, die sie anstatt der TSI

anzuwenden beabsichtigt. In dem im Abs. 1 Z 2 angeführten Fall ist vor Bescheiderlassung die Beschlussfassung

der Europäischen Kommission abzuwarten. Erfolgt innerhalb von vier Monaten nach Einlangen des Antrages und

eines vollständigen Dossiers bei der Europäischen Kommission keine Entscheidung der Europäischen

Kommission, gilt der Antrag als genehmigt.

3. (3)In den im Abs. 1 Z 1 angeführten Fällen hat die Behörde

1. 1.der Europäischen Kommission binnen eines Jahres nach Inkrafttreten einer jeden TSI ein Verzeichnis der

Vorhaben, die sich ihres Erachtens in einem fortgeschrittenen Entwicklungsstadium befinden, zu

übermitteln und

2. 2.die Europäische Kommission über ihre Absicht zu unterrichten, ganz oder teilweise von der Anwendung

einer oder mehrerer TSI abzusehen.

4. (4)Vorhaben in fortgeschrittenem Entwicklungsstadium sind solche, deren Planung oder Bau so weit

fortgeschritten ist, dass ihre Durchführbarkeit in der geplanten Form durch eine Änderung der technischen

Spezifikationen beeinträchtigt werden könnte.

5. (5)In den im Abs. 1 Z 3 angeführten Fällen hat die Behörde die Europäische Kommission über ihre Absicht zu

unterrichten, ganz oder teilweise von der Anwendung einer oder mehrerer TSI abzusehen.
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